Preußiſche Geſetz ammlung 


1934 | Ausgegeben zu Berlin, den 16. Mai 1934 | Nr. 24 


Tag Inhalt: Seite 
12. 5. 34. Geſetz zur Erſchließung von Erdöl und anderen Bodenſchätzen (Erdölgeſetz z : 257 
18. 4. 34. Durhführungsverordnung zu dem Geſetz über das Landjahr vom 29. März 1934. 2859 
7. 5. 34. Verfügung über die Aufhebung des bei dem Amtsgerichte Warburg eingerichteten beſonderen 

Pachteinigungsamts für Jagdpacht⸗ und Fiſchereipachtverträghi e HR 259 
Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnungexa:s‚n 259 
Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Polizeiverordnungen Preußiſcher Miniſter 260 
Bekanntmachung der nach dem Gerege vom 10. April 1872 durch die Regierungsamtsblätter veröffent- 

lichten Erlaſſe, Urkunden uw. SE BF A ae ER fees 260 
Berichtigung. S REDE S EIER: 30 


(Nr. 14132.) Geſetz zur Erſchließung von Erdöl und anderen Bodenſchätzen (Erdölgeſetz.. Vom 
12. Mai 1934. 
Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 
§ 1. 

Die in dieſem Geſetze für Erdöl gegebenen Vorſchriften gelten auch für Erdgas, Erdwachs, 
Aſphalt und die wegen ihres Gehalts an Bitumen von dem Oberbergamt als techniſch verwertbar 
erklärten Geſteine. 

§ 2. 

(1) Für die Aufſuchung und Gewinnung von Erdöl gelten folgende Vorſchriften des All⸗ 
gemeinen Berggeſetzes entſprechend: 

1. Titel III Abſchnitt 1 „Von dem Bergwerkseigentum im allgemeinen“ ss 58 bis 63 ein⸗ 

ſchließlich; 

2. Titel III Abſchnitt 2 „Von dem Betrieb und der Verwaltung“ SS 66 bis 79 einſchließlich; 

3. Titel III Abſchnitt 3 „Von den Bergleuten und den Betriebsbeamten“ SS 80 bis 93 ein⸗ 

schließlich mit der Maßgabe, daß bei nicht knappſchaftlich verſicherten Betrieben die im 
§ 92 bezeichneten Geldſtrafen derjenigen Hilfskaſſe zufallen, welcher der Arbeiter angehört, 
in Ermangelung einer ſolchen einer anderen zum Beſten der Arbeiter an dem Orte be⸗ 
ſtehenden, von der Gemeindebehörde zu beſtimmenden Kaſſe und in deren Ermangelung 
der Kaſſe des Bezirksfürſorgeverbandes; 

4. Titel V Abſchnitt 1 „Von der Grundabtretung“ SS 135 bis 147 einſchließlich nebſt der 
Übergangsbeſtimmung des § 241 (Titel XI) mit der Maßgabe, daß dieſe Vorſchriften 
auch für die Anlagen gelten, die der Lagerung oder Fortleitung von Erdöl dienen; 

„Titel V Abſchnitt 2 „Vom Schadenerſatz für Beſchädigungen des Grundeigentums“ ss 148 
bis 152 einſchließlich mit der Maßgabe, daß zur Entſchädigung derjenige verpflichtet iſt, 
für deſſen Rechnung der Betrieb geführt wird, und daß dieſe Vorſchriften keinen Erſatz⸗ 
anſpruch wegen des Schadens begründen, der einer dem Gewinnungsrechte des Grund⸗ 
eigentümers unterliegenden Lagerſtätte zugefügt wird; 

6. Titel V Abſchnitt 3 „Von dem Verhältniſſe des Bergbaues zu öffentlichen Verkehrs⸗ 

anſtalten“ §§ 153 bis 155 einſchließlich; i 

7. Titel VIII „Von den Bergbehörden“ SS 187 bis 195 einſchließlich; 

8. Titel IX „Von der Bergpolizei“ §§ 196 bis 209 a einſchließlich; 

9. aus Titel XII „Schlußbeſtimmungen“ der S 242. 8 

(2) Als Aufbereitungsanſtalten im Sinne der vorſtehenden Vorſchriften gelten auch Anlagen 
zur Verarbeitung von Erdöl, ſofern die Anlagen am Gewinnungsort errichtet werden. 

(3) Auf Verlangen der Bergbehörden haben die Beteiligten ihre Berechtigung zur Aufſuchung 
oder Gewinnung von Erdöl nachzuweiſen, insbeſondere die beſtehenden Abbauverträge vorzulegen, 
ſowie die ſonſt für erforderlich gehaltenen Auskünfte zu erteilen. 
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83. 

Für die der Aufſicht der Bergbehörden unterſtehenden Betriebe zur Aufſuchung und Ge⸗ 
winnung von Erdöl und anderen Stoffen aller Art gilt § 196 des Allgemeinen Berggeſetzes mit 
der Maßgabe, daß ſich die Aufſicht auch auf den Schutz aller Lagerſtätten erſtreckt, ſoweit er im 
allgemeinwirtſchaftlichen Intereſſe liegt. 


(1) Wird die Aufſuchung und Gewinnung von Erdöl von mehreren Perſonen betrieben, ſo 
ſind dieſe, ſofern ihre Vertretung nicht durch die allgemeinen Geſetze geordnet iſt, verpflichtet, mittels 
notarieller oder gerichtlicher Urkunde einen im Inland wohnenden Repräſentanten zu beſtellen, 
dem die Befugnis zuſteht, alle Vorladungen und andere Zuſtellungen an die Beteiligten mit voller 
rechtlicher Wirkung in Empfang zu nehmen und letztere bei den Verhandlungen mit der Bergbehörde 
und der Reichsknappſchaft zu vertreten. 

(2) Dasſelbe gilt, wenn der alleinige Unternehmer der Arbeiten im Ausland wohnt. 

(8) Wird ein Repräſentant auf die Aufforderung der Bergbehörde nicht binnen einem Monate 
beſtellt und unter Einreichung der Beſtellungsurkunde namhaft gemacht, ſo iſt die Bergbehörde 
befugt, bis dahin, daß dies geſchieht, einen Repräſentanten zu beſtellen und ihm eine angemeſſene, 
von den Beteiligten aufzubringende und nötigenfalls im Verwaltungszwangsverfahren einzu⸗ 
ziehende Vergütung zuzuſichern. Die Aufforderung gilt als zugeſtellt, wenn ſie mindeſtens zwei 
Beteiligten behändigt oder zugeſtellt iſt. a 

(4) Der von der Bergbehörde beſtellte Repräſentant hat die im Abſ. 1 bezeichneten Befugniſſe, 
ſofern die Bergbehörde keine Beſchränkungen eintreten läßt. 


§ 5. 

(1) Dieſes Geſetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 

(2) Aufgehoben werden: 

1. das Geſetz, betreffend die Ausdehnung einiger Beſtimmungen des Allgemeinen Berg⸗ 
geſetzes vom 24. Juni 1865 auf die Aufſuchung und Gewinnung von Erdöl, vom 6. Juni 
1904 (Geſetzſamml. S. 105); 

2. der Artikel I § 4 des Geſetzes über einen erweiterten Staatsvorbehalt zur Aufſuchung 
und Gewinnung von Steinkohle und Erdöl vom 22. Juli 1929 (Geſetzſamml. S. 87). 

(3) Im Geſetz über einen erweiterten Staatsvorbehalt zur Aufſuchung und Gewinnung von 
Steinkohle und Erdöl vom 22. Juli 1929 (Geſetzſamml. S. 87) erhalten Artikel I § 1 unter b und 
Artikel III Abſ. 1 folgende Faſſung: i f 

1. Artikel 1 8 1 unter b: von Erdöl, Erdgas, Erdwachs, Aſphalt und den wegen ihres Gehalts 
an Bitumen von dem Oberbergamt als techniſch verwertbar erklärten Geſteinen; 

2. Artikel III Adi. 1: Für einen nach Artikel II eintretenden Rechtsverluſt iſt angemeſſene 
Entſchädigung in Geſtalt eines Förderzinſes zu leiſten. Entſchädigungspflichtig iſt der⸗ 
jenige, für deſſen Rechnung der Betrieb geführt wird. 

(4) Mit der Ausführung dieſes Geſetzes wird der Miniſter für Wirtſchaft und Arbeit 

beauftragt. 

Berlin, den 12. Mai 1934. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
i f Göring. Schmitt. 
Im Namen des Reichs verkünde ich für den Reichskanzler das vorſtehende Geſetz, dem die 
Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 8 a 
Berlin, den 12. Mai 1934. oe a 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 
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(Nr. 14133.) Durchführungsverordnung zu dem Geſetz über das Landjahr vom 29. März 1934 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 243). Vom 18. April 1934. 
Auf Grund des S 8 des Geſetzes über das Landjahr vom 29. März 1934 (Geſetzſamml. 
S. 243) wird beſtimmt: 

Bis zu einer anderen Regelung können zur Aufbringung der ſächlichen Koſten des Landjahrs 
durch die Schulverbände bis zu /½0 des geſamten Gemeindeanteils an den im § 8 Abſ. 1 des 
Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Finanzausgleichsgeſetz genannten Steuerüberweiſungen 
vorweg an die Landesſchulkaſſe abgeführt werden. 


Berlin, den 18. April 1934. 


Der Preußiſche Miniſter 4 Der Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Der Preufiſche des 1 


Kunſt und Volksbildung 5 Finanzminiſter. In Vertretung: 
Ruſt. Popitz. Grauert. 


(Nr. 14134.) Verfügung über die Aufhebung des bei dem Amtsgerichte Warburg eingerichteten beſon⸗ 

deren Pachteinigungsamts für Jagdpacht⸗ und Fiſchereipachtverträge. Vom 7. Mai 1934. 

Auf Grund des Abſchnitts V Abſ. 3 der Verordnung zur Ausdehnung der Pachtſchutzordnung 

auf Jagdpacht⸗ und Fiſchereipachtverträge in der Faſſung der Bekanntmachung vom 25. Januar 

1934 (Geſetzſamml. S. 53) wird mit Rückſicht auf die Aufhebung der Amtsgerichte Borgentreich, 

Fürſtenberg i. Weſtf. und Lichtenau (Verordnung vom 30. Juli 1932 — Geſetzſamml. S. 253 —) 

und die Aufteilung der Bezirke dieſer Amtsgerichte (§ 1 Abſchnitt VI Ziffer 1, 2 und 4 der Ver⸗ 
ordnung vom 13. September 1932 — Geſetzſamml. S. 301 — folgendes beſtimmt: 


§ 1. 

Abſchnitt 1 Nr. 3 der Verordnung über die Zuſtändigkeit von Pachteinigungsämtern für 
Jagdpacht⸗ und Fiſchereipachtverträge in den Bezirken der Amtsgerichte Borgentreich, Brotterode, 
Fürſtenberg i. Weſtf., Lichtenau uſw. vom 20. Juni 1923 (Geſetzſamml. S. 266) wird mit Wirkung 
vom 1. Juni 1934 ab aufgehoben. 8 2 


(1) Die beim Amtsgericht Warburg anhängigen Verfahren gehen am 1. Juni 1934 in der 
Lage, in der ſie ſich befinden, auf das nach Abſchnitt II Abſ. 1 der Verordnung zur Ausdehnung 
der Pachtſchutzordnung auf Jagdpacht⸗ und Fiſchereipachtverträge in der Faſſung der Belannt- 
machung vom 25. Januar 1934 (Geſetzſamml. S. 53) zuſtändige Pachteinigungsamt am Sitze des 
übergeordneten Landgerichts über. 

(2) Das Amt der Beiſitzer des beſonderen Pachteinigungsamts bei dem Amtsgerichte War⸗ 
burg erliſcht mit Ablauf des 31. Mai 1934. 


Berlin, den 7. Mai 1934. 


Der Preußiſche Juſtizminiſter. 
Kerrl. 


Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnungen 
($ 2 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Geſetzſamml. S. 597 —). 


Im Deutſchen Reichsanzeiger und Preußiſchen Staatsanzeiger Nr. 64 vom 16. März 1934 iſt eine 
von dem Landwirtſchaftsminiſter erlaſſene viehſeuchenpolizeiliche Anordnung vom 9. März 1934 über 
die Reinigung und Entſeuchung von Kraftwagen zur Beförderung von Klauentieren und Geflügel 
verkündet, die mit ſofortiger Wirkung in Kraft getreten iſt. 


Berlin, den 21. April 1934. 
Preußiſches Landwirtſchaftsminiſterium. 


Dr Grunad, lol ten. Str. 12973 1 
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Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Polizeiverordnungen 
Preußiſcher Miniſter 
($ 35 des Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 1. Juni 1931 — Geſetzſamml. S. 77 —). 

Im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Stettin (1934 S. 90) iſt eine Polizeiverordnung des 
Landwirtſchaftsminiſters vom 9. April 1934 verkündet und am 15. April 1934 in Kraft getreten, nach 
der die Polizeiverordnung vom 2. November 1925 über die Regelung der Schleppnetzfiſcherei im Stettiner 
Haff in der Faſſung der Polizeiverordnung vom 17. September 1926 (LandwMinBl. 1925 S. 532, 
Amtsblatt Stettin 1925 S. 330, 1926 S. 214) aufgehoben worden it. 


Berlin, den 2. Mai 1934. 
Preußiſches Landwirtſchaftsminiſterium. 


Bekanntmachung. 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 22. März 1934 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Ruhrgas Aktiengeſellſchaft in Eſſen zum 
Bau einer Gasfernleitung von Lennep nach dem Gaswerk in Radevormwald nebſt einer 
Anſchlußleitung zu den Bismarckwerken A.⸗G. in Radevormwald 


durch das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Nr. 15 S. 147, ausgegeben am 14. April 1934; 
2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 26. März 1934 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Rheinhauſen zum Bau einer 
Gasfernleitung von Uerdingen zu der geplanten Reglerſtation in der Gemeinde Rheinhauſen 


durch das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Nr. 15 S. 147, ausgegeben am 14. April 1934; 
3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 9. April 1934 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Bad Godesberg für den Bau 
eines Rückhaltebeckens 


durch das Amtsblatt der Regierung in Köln Nr. 16 S. 55, ausgegeben am 21. April 1934; 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 11. April 1934 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Firma Tonſteinwerke, G. m. b. H. in 
Weidenau (Sieg), zur Herſtellung eines Anſchlußgleiſes in der Gemarkung Spich 
durch das Amtsblatt der Regierung in Köln Nr. 16 S. 55, ausgegeben am 21. April 1934; 
5. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 12. April 1934 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt Gronau zur Erweiterung ihrer 
Waſſergewinnungsanlage 


durch das Amtsblatt der Regierung in Münſter Nr. 16 S. 61, ausgegeben am 21. April 1934; 
6. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 14. April 1934 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt Schmalkalden für die Schaffung 
eines Sport- und Aufmarſchplatzes 


durch das Amtsblatt der Regierung in Kaſſel Nr. 17 S. 88, ausgegeben am 28. April 1934; 


7. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 18. April 1934 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Königswalde Nm. zur 
Verlegung und Aufſchüttung des Weges von Königswalde Nm. nach Oſcht 
durch das Amtsblatt der Regierung in Frankfurt a. d. O. Nr. 17 S. 107, ausgegeben am 28. April 1934. 


Berichtigung. 
Auf S. 182 Zeile 11 von oben muß es ſtatt „mit Geldſtrafen bis zu 150 , oder ent⸗ 
ſprechender Haft beſtraft“ heißen „gemäß $ 366 Ziffer 10 des Reichsſtrafgeſetzbuchs mit Geldſtrafen 
bis zu 150 N oder Haftſtrafen bis zu 14 Tagen beſtraft. ie 91 
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